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welchen eine Norm beſteht, nicht in der ſich nach derſelben ergebenden 
Weiſe zu entſcheiden und die dieſer Norm widerſprechende Entſcheidung 
als eine neue, die bisherige Norm aufhebende Normgebung auzuſehen, 
welche Norm fofort auf den vorliegenden Fall angewendek wird. 

Anders liegt die Sache dort, wo eine Norm noch nicht beftchk 
Hier kann allerdings eine Eniſcherdung gefällt werden, welche für Kinfe 
tige Fälle als Norm zu gelten hat, äber daun war eben dieſer Fall 
nur der Anlaß zur Erlaſſung einer nenen Norm. Die Macht, welche 
dieſelbe ſogleich in dieſem Falle auwendeke, war an eine Norm nicht 
gebunden, nicht aus dem Grunde, weil fie uberhanpt an ihre Normen 
nicht gebunden tft, ſoudern deßhalb, weil für dieſen Fall noch keine 
beſtand. 

Als einen weiteren Grund für deu von ihm aufgeſtellten Satz 
bezeichnet der Verfuſſer die dem Staate gegenüber beſtehende Pflicht 
der Regierung zur (guten) Verwaltung und die hieraus entſpringende 
Verankworklichkeit derſelben, woraus der Verfaſſer ſodann den weiteren (lo⸗ 
giſch richtigen) Schluß zieht, daß die Regierung zur Nichtbeachtung 
einer Verordunng bei ſich ergebender Anwendung im einzelnen Falle 
unter Umſtänden ſogar verpflichtet fei. 

Es geht aber nicht au, aus der Verantwortlichkeit der Regierung 
für die Verwaltung das Recht und die Pflicht, die von ihr ſeſbſt er⸗ 
Taffenen Verordnungen nicht zu befolgen, zu deduekren. Denn nicht erſt 
für die Anwendung dieſer Verordnungen, ſoudern bereits für ihre E⸗ 
laſſung iſt die Regterung verantwortlich, Widerſprechen pieſelben gleich von 
vornherein der Forderung einer guten Verwaltung, fo waren fie gar 
nicht zu erlaſſen. Durch ihre Erlaſſung fällt der Regierung bereits 


eine Schuld zur Laft, und ſie iſt verpflichtet, dieſelben jofort wieder 
aufzuheben. Ebeuſo entsteht, wenn die Verorduunzen erſt ſpater mit 


der Forderung einer guten Verwaltung in Widerſpruch treten, fofort 
die Verpflichtung, ſie zu beſeitigen. Hat die Regierung dieſe Verpflich⸗ 
dung nicht erfülft, iſt ſte eben ſchon ſchuldig und daher auch dem 
Staate verantwortlich geworden, und es geht nicht an, einen Dritten 
verantwortlich nicht gemachten und daher nicht gewordenen unter ſeinen 
Verpflichtungen, d. h. hier den Verpflichtungen der Regierung, leiden 
zu laſſen. Der Nachtheil daraus, daß die Regierung unter Vernach⸗ 
ſäſſigung ihrer Pflicht dem Stantähntereffe nicht zufagende Berordnun⸗ 
gen erlaffen oder nicht aufgehoben, träfe daun die Staatsbürger, 4 
im Vertrauen auf biefelben gehandelt, und nicht die Regterung felbft, 
welche durch eine nachträgliche Nichtbefolgung ſich der bereits verwirk⸗ 
ten Schuld eutſchlüge 

Wollte man aber einwenden: ſelbſt die Verordnung, welche bie 
Forderung einer guten Verwaltung am beſtel erfüllt, laßt immer noch 
Fälle übrig, in welchen ihre Anwendung dem Staatsintereſſe zuwider 
iſt; fo iſt dies nur eine Folge der Unvollkommenheit aller meuſchlichen, 
Berhältutffe, und es fragt ſich, ob dieſe immerhin vereinzelten Fälle 
nicht das geringere Uebel find, wenn man bafit die Rechtsficherheit 
eintauſcht, welche jeder Einzelne auf dem ſo umfangreichen Gebiete 
des Verordnungsrechts dann genießt. Ueberdies kaun das Geſetz unter 
den nothwendigen Causelen dem Verwaltungsgerichte es zur Aufgabe 
machen, auf ſolche Fälle Ruckſicht zu nehmen, wobei immerhin als 
Grundſaß zu gelten hätte, was der Verfaſſer von der Art und Weiſe 
der Eutſcheldung eiues Verwaltungesrechtsſtrektes vor dem Berwaltungs⸗ 
gerichte fordert. Spricht man ſich aber für die ausnahmsloſe Geltung 
dieſes Grundſaßes auch in der Ausführung aus, dann iſt bie verein⸗ 
zelte Beſchädigung des Staateintereſſes, ohne daß ein Verſchulden vor⸗ 
liegt, als das gerfugexe Uebel hinzunehmen. 

Dagegen folgt die von uns vertretene Anſchauung aus der Natur 
einer jeden Norm. 

Die Norm trägt nämlich mit Rücksicht auf daß normgebende 
Subject die Natur eines Verſprechens an ſich, welches daher auch 
dieſes ſelbſt bindet, und zwar eines Verſprechens des Inhaltes, daß 
während der Dauer der Rechtsgiltigkeit der Norm, fo lange alſo die⸗ 
jelke micht in rechtskräftiger Weiſe abgeändert oder aufgehoben iſt, je⸗ 
der einzelne Fall nach derſelben entſchieden werden fol. 

Wenn man dagegen unter Anwendung privatrechtlicher Grund⸗ 
ſätze den Einwand erheben wollte, daß diefes Verſprechen als ein bloß 
einſeitiges nicht bindend ſei, ſo iſt dagegen zu bemerken, daß bei einer 
Norm, welche jeden Einzelnen bindet, die Zuſtimmung desſelben gar 
nicht in Frage kommt und daher durch das Geſeß ſupplirt iſt, und 
daß ferner auch das Geſetz dem Einzelnen gegenüber als einſeitige 
Norm erfiheint, indem ſich die Mitwirkung von Volksvertretung und 
Regierung, alſo die Zweiſeitigkeik bloß auf die Organifation des geſetz⸗ 
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gebenden Subjects bezieht. Und wenn man die Volksverlretung als 
Vertretung jedes Einzelnen auffaßt, fo ſpricht es ja hinwiederum der 
Verfaſſer ſeſbſt aus, daß die Regierung die Staatsherrſchaft (alſo auch 
das Verordunngsrecht) über die Staatsangehörigen wur für den Staat, 
zalſo in Vertretung, desſelben, ſomit anch der geſetzgebenden Gewalt 
und fomit wiedekum des einzelnen Staatsangehörigen ausiu 

Hiornach gilt were Anſicht nicht nur für die Verordnung, ſou⸗ 
dern auch für das Gele. Auch die geſoßgebende Gewalt iſt ſo lange 
an die Geſetze gebunden, als ſie dleſelben nicht abgeändert oder anfge⸗ 
hoben hat; nur hat dies freilich nicht praktiſche Bedeutung, weil eben 
die geſetzgebende Gewalt nicht das Organ iſt, welches Geſetze auf efn⸗ 
zelne Fälle auwendeſ. 

Ferner iſt jede Norm eine Rechtevorſchrift; jede Rechtsvorſchrift 
enthält einen Rechtejag, und aus jedem Rechtsſatze muß ein Recht für 
diejenigen entſpringen, auf welche derſelbe angewendet werden und 
welche derſelbe binden fol, und wenn kein anderes Recht, fo doch 
wenigſtens das Recht, nach demſelben behandelt zu werden. Darnach 
daher derjenige, welcher den Rechtsſatz gefchaffen hat, jo lange er zu 
Recht beſteht (gegenüber dem, den er binden ſoll), an denſelben gebun⸗ 
den iſt. Ein Rechtsſaß ohne jedes Recht iſt eben juriſtiſch undenkbar 
und eine Rechtegewalt, welche nur Verpflichtungen und mit dieſen 
nicht zugleich auch Berechtigungen auferlegt und gibt, ein leoniniſch Ding. 

Auch die Natur der Verordnung insbeſondere ſteht der von dem 
Verfaſſer aufgeſtellten Anſicht entgegen. 

Junächſt übt die Regierung, wie ſchon erwähnt, nach des Ver⸗ 
faſſers Ausſpruch die in ihren Händen befindliche Staatsherrſchaft und 
hiemit das Verordnungsrecht als ein Recht des Staates und für dies 
ſen aus, und es hat ſomit jede Verordnung im Grunde genommen 
dieſelbe Entſtehungsguelſe wie das Gefeh. 

Sodann unterſcheidet die hentige Wiſſenſchaft des öffenklichen 
Rechts zwei Arten von Verordnungen, und zwar zunächſt Durchführungs⸗ 
oder Ausführungsverordnungen, und ferner folche, weſche dort eintreten, 
wo das Gefep Lücken gelaſſen hat 

Auf den ſehr weſentlichen Unterſchjed dieſer beiden Arten von 
Verordnungen ſchelnt der Verfaffer nicht Rückſicht zu nehmen, denn er 
ſpricht uur von Verordnungen auf Grund relativ beſtimmter Geſetze. 
Bezüglich ſolcher Verordnungen nun, welche materiell, ihrem Gegen⸗ 
ſtande nach gerade fo wie Geſeße auftreten, und nur in ihrer Ent 
ſtehung den Charakter von Verordnungen haben, ſchernt die Lehre, daß 
Verordnungen keinen Rechtstiſel für eine verwaltungsrechtliche Klage 
geben, noch viel hinfälliger, Denn in dieſen Fällen ſiegt gewiſſermaßen 
ein Geſetz vor uns, zu beffen Erlaffung die verorduende Gewalt von 
der geſetzgebenden das mit der Nothwendigkeit ihrer Erlaſſung gege⸗ 
bene Mandat erhalten hat, und wenn dieſe Normen hienach auch in 
der Erlaſſung (beziehungeweiſe Aufhebung) andern Beſtimmungen un⸗ 
terltegen als die Gesche, ſo ſpricht doch ihre materielle Natur gegen 
eine andere Behandlung rückſichtlich ihrer Anwendung. Und ſelbſt wenn 
bie geſetzgebende Gewalt ſolche Verordnungen nachträglich weber ſtill⸗ 
ſchweigend noch ausdrücklich ratthabirt, ohne fie jedoch aufzuheben, jo 
muß doch ſchon der Rechtzficherheit und Aufrechthaltnng der Ordnung 
wegen jede dieſer Verordnungen wie ein Geſetz behandelt werden. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage: Wer iſt als Winkelſenſal auzuſehen? 


Der für den Bezirk B. beſtellte Waarenſenfal Jacob G. hat bei 
der Bezirkshauptmannſchaft die Anzeige erſtattet, daß Matthäus F. fich 
mit einer ungewöhnlichen Dretſtigkeit den ankommenden Schiffsleuten 
und Fremden aufdringe, und ihnen feine Dlenſte als Senſal für den 
Sprengel der Gemeinde B. und zwar zur Ausfindigmachung von in⸗ 
ländiſchen Waaren, zum Verkaufe von Maaren u. dgl. anbiete, wodurch 
den amtlich für dieſen Bezirk beſtellten Senſalen Eintrag geſchehe. Als 
ſpecielles Factum führte G. an, daß F. einem angekommenen griechi⸗ 
ſchen Schiffspatron Senſalendienſte geleiſtet, und zwar dadurch, daß 
er demſelben bei der Ausfuhr von Olivenöl behilflich war. Als Beweis 
für dieſes Factum wurden drei Zeugen berufen und das Begehren anf 
Abſtrafung des F. im Grund des § 55 des Geſetzes vom 26. Febr. 


1860, R. G. Bl. Nr. 58 geſtellt. F. hatte ſich über die vorerwähnte 
Anzeige des G. vor dem Bezirkshauptmanne in C. zu verantworten. 
Derſelbe rechtfertigte ſich damit, daß er keine Senfalengeſchäfte betreibe, 
daß er nur auf Commiſſton Geſchäfte betreibe, daß er is Raccoman⸗ 
datario das bezügliche Gewerbe vor ſechs Jahren ſchon bei der ebema⸗ 
ligen Prätur angemeldet und ſür dieſes Gewerbe fortwährend die Er⸗ 
werbsſteuer zahle. Bezüglich des ihm vorgehaltenen Factums bemerkte 
F. daß er dem griechiſchen Schifföpatron zwar behilflich geweſen, daß 
er ſich demſelben aber nicht als Seuſalen, ſondern als Raccomandatario vor⸗ 
geſtellt habe. Die ausgeführten Oelmeugen haben ihm (dem F.) gehört; er 
habe ſie im Commiſſionswege gekauft und ſpäter wieder verkauft. Aus 
dem vorgelegten Gewerbeſcheine des F. zeigte fich, daß derſelbe von der bes 
ſtandenen Prätur C. am 28. Mai 1864 ausgefertigt iſt und anf die 
Beſchäftigung eines „raceomandatario in oggetti di commercio“ 
mit dem Standorte der Ausübung V. lautet. Aus dem Erwerbſteuer⸗ 
ſcheine ward erſichtlich, daß F. die entfallende Steuerrate pro 1870 
entrichtet hat und daß er außerdem noch als Waarenverkänfer mit 
dem Standorte in V. mit der gleichen Steuer vorgeſchrieben ist. 

Der Bezirkshauptmaun erkannte den F. auf Grund dieſer Erhe⸗ 
bungen der unbefugten Geſchäftsvermittlung ſchuldig (reo di faccen- 
darismo) und verurtheilte benfelben auf Grund des $ 55 dez Geſetzes 
vom 26, Februar 1860 zu einer Geldſtrafe von 25 fl. weil aus den 
Ausfſagen der vorgerufenen Zeugen hervorgehe, daß F. ſich mit Senfa⸗ 
lengeſchäften abgebe, indem er Schiffslente begleite, welche nach V. 
kommen, um in der Gemelnde B. Wein und Del einzukaufen, und bei 
dem Abſchluſſe der bezuglichen Contracte intervenire, dieſen Fremden. 
auch ſonft behilflich . 
in Orten, wo, wie in B., ex offo beſtellte Vermittler, d. i. Wagren⸗ 
ſenſale beſtehen, eine Uebertretung nach $$ 14 und 15 des erwähnten 
Geſetzes bildet, zumal anläßlich der Ernennung des Waarenſenſales in 
B. die beſtandene Prätur in C. die Intimation ergehen ließ, daß 
jeder Nichtberechtigte ſich von jeder Einmengung in Handelsgeſchäfte 
ferne zu halten habe, 5endlich weil die von F. angeführten Umſtände 
gegenüber dem Ergebniſſe der Unterſuchung nicht ſtichhältig feien, viel⸗ 
mehr zur Erhärtung der gegen ihn vorgebrachten Klagen beitragen.“ 

Im Recurſe an die Statthalterei beſtritt F., daß er Seuſalen⸗ 
geſchäfte betreibe, und erklärte die Ausſagen der vom Kläger ange⸗ 
führten Zeugen für fo allgemein und ungenau, daß durch bielelben in 
Schufdbemeid nicht als erbracht angeſehen werden könne. Mecurcent 
ſtellte nicht in Abrede, daß er bei den bezüglichen Contracttzabſchlüſſen 
zugegen, daß er den Schlffleuten auch bei ſonſtigen Anläſſen behilflich 
92100 aber Dies Alles könne keine Ueberkretung bilden, weil es 
Jedermann freiftehe, Perſonen, dle ſich irgendwohm zur Abſchlteßung 
von Handels⸗ und Speculationsgeſchäften begehen, zu begleiten, den⸗ 
ſelben Rathſchläge zu geben und nach Gerber Hilfe zu leiſten. 
Im Handelsgeſeßbuche fei der Wirkungskreis der Senſalen bezeichnet. 
Recurrent habe in diefen Wirkungskreis nicht eingegriffen; denn er ſei 
Wagrenverkäufer im Orte, wo er domicillre, und Raccomandatario in 
Handelsangelegeuheſten, für welche Erwerbszweige er die geſetzliche 
Steuer bezahle. Daß er mit Handels- und Schiffsleuten in Berüh⸗ 
rung komme, ſei uoch keine Geſetzwidrigkeit; dieſe wäre erſt dann vor⸗ 
handen, wenn er eln eigened Locale für Senſalgeſchäfte offen halten, 
Contracte aufnehmen und vegiſtriren würde u. f. w. Recurrent begehrte 
die Losſprechung von jeder Schuld und Strafe. 

Die Statthalteret beſtätigte das Straferkenntuiß des Bezirks⸗ 
hauptmannez. 

Das Mintfterium des Innern hat in Folge weiteren Recurſes 
des F. unterm 5. Jänner 1851, 3. 18.772 ex 1870, in nachſtehen⸗ 
der Weiſe entfchteben : 

„Ueber die Recursanmeldung des Mathäus F. in V. wird die 
das in I. Inſtanz erfloſſene Straferkenntuiß beſtätigende Eutſcheidung 
der Statthalterei, im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsminiſte⸗ 
rium, außer Kraft geſetzt und Mathäus F. von der ihm zur Laſt ger 
legten Uebertretung und Straſe losgeſprochen. Die gegen F. in zwei 
Inſtauzeu erfloffenen Straferkenntniſſe erſcheinen unbegründet, weil der 
objectine Thatheſtand einer nach § 55 des Geſetzeb vom 26. Februar 
1860 (R. G. Bl. Nr. 58) zu ahndenden Uebertretung mangelt 

Das angewendete Entſcheidungsmotiv, daß derjenige, welcher die 
Vermittlung Yon Handelsgeſchäften an Orten betreibt, wo ex offo be⸗ 
ftellte Wanrenienfale (Handelsmäkler) beſtehen, als Winkelſenſal anzu⸗ 
ſehen und nach der bezogenen Geſetzesſtelle zu beſtrafen ſei, iſt ange⸗ 
ſichts der Beſtimmungen des Artikels 272, Abſat 4 des Handelsgeſetzes 


weil die Vermittlung von Handelsgeſchäften 


(R. G. Bl. 1863 Nr. 1), welche die Vermittlung von Handelsgeſchäf⸗ 
teu den ämtlichen Geſchäften der Handelsmäkler eigentlich entgegen⸗ 
ſetzeu, ein unrichtiges. 

Rach dieſen geſetzlichen Beſtimmungen kann als Winkelſenſal nur 
derjenige angeſehen werden, welcher unbefugter Weiſe die nur den 
amtlich beftellten Vermittlern zukommenden ämtlichen Geſchäfte augübt, 
ſich gewiſſermaßen den Charakter eines öffentlich beglaubigten Handels⸗ 
mäklers aumaßt, 

Das Vermitteln und Abſchlteßen von Handelsgeſchäften für an⸗ 
dere Perſonen an und für ſich iſt daher im Sinne des Artikels 272, 
Abſatz 4 des Handelsgeſetzes nur dann ſtrafhar, menu es ohne vorher⸗ 
gegangene Anmeldung gewerbsmäßig betrieben wird, in welchem Falle 
die Beſtrafung nicht nach dem Patente vom 26. Februar 1860, ſon⸗ 
dern nach der Gewerbeordnung einzutreten hat. Ju vorliegenden Falle 
iſt aber nicht erwieſen daß F. irgend etwas gethan habe, was ſich 
nach den Beſtimmungen des erſten Buches, 7. Titel des Handelsgeſetzes 
als ein Eingriff in die ämtlichen Befuguiſſe des für B. aufgeſtellten 
Wagrenſenfales darſtellet würde Derſelbe hat auch nur jene Geſchäfte aus⸗ 
geübt, wozu er nach dem ihm von der vormalfgen Prätur C. ausge⸗ 
fertigten Gewerbeſcheine berechtiget war. Aus dieſen Gründen mußten 
die erwähnten Straferkenntnlſſe behoben werden“ Ad 


Die Geltendmachung eines Wilpſchadenerſatzanſpruches bel ver 

politiſchen Behörde ift nicht von dem Machmeife des ſtattgehapten 

Vergleichsverſuches (§ 4: Min.⸗Verordn. vom 18. Dec. 185%, 
3.5681) abhängig. 


Der Grundbeſiger Dominik W. in W. machte bei der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft M. die Anzeige, daß ein ihm gehöriger Acker und ein 
Weingarten durch Wild weſenklich beſchädiget worden ſei, und da er 
ſeiue Schadeuerſatzanſprüche gegen den Jagdpächter Grafen P. geltend 
machen wolle, bitte er um comntiffionelle Erhebung. Diefe wurde denn 
auch von der Bezfrkshauptmannſchaft unter Zuzrehung eines Vertreters 
der Gemeinde G., in deren Gebiet der fragliche Grund und Boden 
lag, abgehalten. Der Vertreter des Jagdpächkert erklärte, einen Erfah 
nicht feiften und daher auch keinen Vergleich eingehen zu können: 

a) weil es die Pflicht deb Beſchädigten geweſen wäre, den Scha⸗ 
den bei der Guteverwaltung anzumeldeu, welche denſelben gewiß erſetzt 
haben würde; es jet jedoch nach Anſicht der Vertreter des Jagd⸗ 
pächters nicht geſetzlich, daß die Parteien behufs des Wildſchadenerſahes 
ſich ohne Weiteres an die Behörde wenden, wodurch nur uunütze 
Koſten erwachſen; 

b) laſſe ſich, da die Zeit ſchon weit vorgeſchritten fei, der Schade 
gar nicht eiumal annähernd mehr erheben, 

Bezüglich des Wildſchadens ſolbſt gaben die beiden Schäßleute 
an, daß mit Rückſicht auf den Stand und die Lage des Weingartens 
(mitten im Walde und dem Anfalle des Wildes ausgeſeßzt) der Schade, 
den W. erlitten, auf 4 Eimer Wein zu 5 ½ fl. und bezüglich eines 
Haferfeldes auf ½ Metzen pr. 1 fl, zuſammen auf 23 fl. zu ſchägen 
fet. Der Vertreter de FJagdpächters proteſtirte gegen dieſe Schätzung. 
Der Kläger erklärte fich zu einem annehmbaren Vergleiche bereit, auf 
den aber der Vertreter des Jagdpächters nicht eingehen zu können, 
vielmehr diesfalls des Prinelpec wegen eine Entſcheidung abwarten zu 
mülſſen erklärte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft M. erkannte ſodann auf Grund des k 
Patente vom 7. März 1849 und der Miniſterialverordnung vom 
14. Jult 1859 (R G. Bl. Nr. 128), die Gutsverwaltung P. in Ber⸗ 
tretung dex Jagppächters Grafen B. ſei ſchuldig, dem Dominik W. 
den erlittenen Wildſchaden pr. 23 fl. zu vergüten und die Koſten pr. 
14 fl. 87 kr. (8 fl. 37 kr. Commiſſionskoſten, 4 fl. Gebühr der Schägleute 
und 2 fl. 50 kr Stempel und Klageverfaſſungsanslagen) zu erjegen. Die 
Einwendungen des Jagdpächters, daß der Schade ſich nicht mehr er⸗ 
heben laſſe und daß der Beſchädigte ſich nicht zuerſt an den Jagd⸗ 
pächter gewendet habe, feien nicht zu berückſichtigen, weil in erſterer 
Beziehung das beſtimmte Gutachten der Schätzleute vorliege und weil 
es weiter geſetlich nicht vorgeſchrieben fei, datz der Beſchädigle den 
Erfatzanſpruch bei dem Jagdpächter anbringen müffe; übrigens babe 
der Vertreter des Jagdpächters bet der Commiſſion ſelbſt zugegeben, 
daß eiue Beſchädigung ſtattgefnnden. 

In dem Recurſe, welchen die Gutsverwaltung P. an die Statt⸗ 
haltere gegen dieſe Entſcheidung richtete, behanpteke fie zunächſt es 
ſeien bei jener Entſcheidung die geſeßlichen Normen nicht berückſichtiget 


worden. Nach § 15 des noch in Kraft beſtehenden Jagbpatentes vom 
28. Februar 1786 ſeien alle Wildſchäden zimächſt bet der Obrigkeit, 
und zwar zu einer Zeit anzuzeigen, wo dieſelbeu noch ſichtbar feien 
und benrtheilt werden könuten An Stelle der früheren Obrigketten 
ſeien jetzt die Gemeiudevorftäude getreten und es fel auch bisher ju 
allen Jagdgebieten des Bezirkes Gebrauch geweien, Wildſchäden bet 
dem Gemeindevorſtande oder dem Jagdpächter ſelbſt auzuzeigen, und 
erſt nachdem hier ein Vergleich nuter Vermittlung des Gemeindevor⸗ 
ſtandes nicht zu Stande gekommen, fer eine Anzeige an die politiſche 
Beborde nothwendig. Dasſelbe ſchrerbe $ 17 der jagdpoltzeilichen Vor⸗ 
schriften der Minifterialverorduung vont 15. December 1852, 3. 5681, 
vor. In dieſem Falle aber babe die Bezirkshauptmannſchaft ſogleich 
die comnifftonelle Erhebung vorgenommen, ohne daß ein Vergleichs⸗ 
verſuch vorausgegangen wäre. Wenn letzteres Vorgehen geſetzlich Fehr 
ſwürde, dann müßte immer der Jagdpächter, went er auch gar nicht 
Willens war, den Schadenerſaß zu verweigern, ſachfällig werden und 
außer dem Schaden noch die Commiſſiouskoſteu bezahlen. Wenn ſich 
der Beſchädigte gleich au die Behorde wendet, köune der Jagdpächter 
ja gar nicht wifſen, daß er eine Entschädigung leiſten ſolle. Im vor⸗ 
liegenden Falle babe auch die Beſichtigung des Schadens zu einer Zeit 
stattgefunden, in welcher ez nicht mehr möglich war, deuſelben zu bes 
urtheilen. Die Gutsinhabung let bereit, ſich nit W. im gütlichen Wege 
auszugleichen, falls derſelbe feine Exſatzanſprüche auf dieſelbe Weſe 
geltend machen würde, wie bisher, wo demfelben (fett einem Jahre) 
bereits zweimal für deuſelben Weingarten Entſchädigungen gegeben 
worden ſefen. 

Die Statthalterei gab dieſem Recurſe Folge und begründete ihre 
Entſcheidung folgendermaßen: 

„Der durch das L. G. Bl. kundgemachte Menſſterialerlaß vom 
15. December 1852, 8. 5681, beſtimmt im § 17, daß ber 
Grundbeſiger das Recht hat, die unverzügliche Vergütung aller Weld⸗ 
ſchäden zu verlangen, und ſofern feine Anſprüche nicht im güt⸗ 
lichen Wege unter allfälliger Vermittlung des Gemeindevorſtandes be⸗ 
friedigt werden ſollteu, dieſelben bei dem competenten Bezirksgerichte 
(dermal politeſcheu Behörde, Miniſt.⸗Verordn. vom 14. Juli 1859, 
128 R. G. B) geltend zu mischen. Dieſer Vorſchrift fet durch den 
Vorgang des Beſchwerdeführerz und der Bezirkshauptmannſchaft in 
dem vorliegenden Falle nicht Genüge geſchehen. W. habe, oßue die 
Schadenvergütung ſogleich nach Wahrnehmung des Schadens bet dem 
Jagdpächter auzuſprechen, und ohne daher für deu Fall einer Weige⸗ 
rung die Gelegenheit zu einer vermittelnden Amtshandlung des Ge 
meindevorſtandes zu bieten, ſeiue Beſchwerde unmittelbar bei der Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft, und zwar zu einer jo ſpäten Beit eingebracht, 
daß der Staud der Dinge mittlerweile wicht unweſentlich hätte verän 
dert fein können. Wohl haben die Schätzleute eine Beſchädigung durch 
Wild vorgefunden, allein über die Höhe des Schadens hatten biefelben 
keineswegs ein beſtimmeg Gutachten abgegeben, ſondern in dem Pro⸗ 
tokolle ausdrücklich erklärt, daß der Schade vorzugswelſe durch Wild 
verübt worden ſei. 

Da nun einen über die Hohe des Schadenerſatzes ein präctfer, 
ziffermäßiger Außgſpruch nicht gefällt werden könne, andererfeits aber 
die Vornahme, der bezirköhnupkmanuſchaftlichen Commiſſtou nicht durch 
den Jagdpächter verſchuldet wurde, ebenſowenig aber die Koſten der 
Beſchwerdeſchrift durch ein Verſchulden des Jagdpächters verurſacht 
worden, fo könne auch letzterer zu keiner diefer drei Kategorien von 
Auslagen vernrtheilt werden. Durch dieſe Eutſcheidung ſolle jedoch 
über das Recht des Beſchädigten auf einen Erſatz des Wildſchadens 
noch keineswegs abgeſprochen werden; es ſei vielmehr dieſe Angelegen⸗ 
heit nunmehr dabin zu reaffumtren, daß der Jagdpächter vor Allent 
zur gütlichen Beilegung derſelben in Anſpruch genommen werde, wozu 
derſelbe um jo mehr geneigt ſein dürfte, als ſein Vertreter bet der 
commiſfionellen Verhandlung einen Vergleich nur deßhalb nicht einge⸗ 
ben zu können erklärte, weil er erſt die prineipielle Eutfcheldung über 
die Frage abwarten wollte, ob der Beſchädigte das Recht hatte, mit 
Umgehung bes Jagdpächters und des Gemeindevorſtandes die Hilfe der 
politiſchen Behörde auzuſprechen. 

Hieruach werde der Bezirkshauptmann augewieſen, das Weitere 
zu veranlaſſen und nach Maßgabe det Ergebniſfes des Vergleichs⸗ 
verſuche nöthigenfalls einen neuen Augſpruch über die Hohe des 
Schadeuerſatzes zu fällen. Die Koſten der Beſchwerdeſchrift habe W. 
zu tragen; die Commiſſions- und Schätzungskoſten möge der Bezirkshaupt⸗ 
mann unter Vorlegung eines Particulares beim Statthalter anſprechen.“ 


Gegen dieſe Entſcherdung bat Dominfk W. den Miniſterialrecurgs 
ergriffen, worin er behauptet, daß nach der Miniſtertalverordnung vom 
15. December 1852 ein gütlicher Vergleich nicht deciſiv vorgeſchrieben 
ſei; der Ansdruck „unter allfälliger Vermittlung des Gemeindevorſtan⸗ 
des“ ſpreche klar dafm, daß dieſe Vermittlung des Gemeindevorſtandes 
nur beiſpielsweiſe angeführt, nicht aber als conditio sine qua non. 
vorgeſchrieben wurde. 

Das Miniſterlum des Innern entſchied unterm 18 Februar 1871, 
8. 727 dahin, daß dem Recurje unter Abänderung der Statthalterei⸗ 
entſcheidung aus nachſtehenden Gründen Folge zu geben ſel: „Die 
Annahme der recurrirten Entſcheidung, daß nach § 17 der Miniſtetial⸗ 
verordnung vom 15. December 1852 (n. ö. L. G. Bl. Nr. 473 v. J. 
1852) dem Eiuſchreiten bei der politiſchen Behörde um Erhebung 
eines Wildſchadeus ein Vergleichsverfuch zwiſchen dem Beſchädigten und 
dem Jagdinhaber vorausgehen und der Nachweis eines vorläufigen 
Vergleichsverſuches geliefert werden müſſe, ift weder inı Wortlallte, 
noch im Geiſte jener Beſtimmung begründet. Was den weitern in dem 
recurrirten Erkenntniſſe geltend gemachten Entſcheidungsgrund betrifft, 
daß die Sachverſtändigen fiber die Höhe des Schadens kein hinlänglich 
boſtimurtes Gutachten abgegeben hätten, jo erſcheint derſelbe mit Hin⸗ 
blick auf die genauen Protokollangaben der Sachverſtändigen als den 
thatfächlichen Verhältuiſſen nicht entſprechend, abgeſehen davon, daß bel. 
der etgenthümlichen Beſchaffenheit der Wildſchäden vou einem Erſaß⸗ 
anſpruche des Beſchädigten kaum die Rede ſein könnte, wenn man 
einem Ausſpruche der Sachverſtäudigen, wie der vorliegende, die Be⸗ 
weiskraft abſprechen wollte. Die Entſcherdung erſter Inſtauz erſcheint 
ſouach in allen Punkten begründet, mit Ausnahme jenes, wodurch der 
Jagdpächter zur Zahlung von 2 fl. 50 kl. für Stempel und Klage⸗ 
verfaffung verhalten wurde, da im politiſchen Verſahren die Zuziehung 
eines Veltreters uicht vorgeſchrioben iſt und es dem Kläger frei ſtaud, 
ſeine Klage mündlich bei der Bezirkshauptmannſchaft anzubringen, 
Die Eutſcherdung erſter Juſtanz iſt demnach mit Ausſcheidung des eben 
erwähnten Punktes wieder in Kraft zu fepen.” R. v. W. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtäf haben dem penſtogirten . E. dandespräſidenten des Herzog ⸗ 
Humes Bneowing Franz Myrhach v. Rheſufeld als Ritter bed Ordens der 
elternen Krone II. Cl, ken Freſherenſtand verliehen, 

Seine Maſeſtäkt haben den Sectionschef iu Handelsminiſtertum Gifimie 
Freißeren Pretis v. Gagmobo zum Statthalter in Trieft und hen Küſten⸗ 
(ande emannk, 

Seine Mafeftär haben dem Gabinetssecretär, 9 
mann den Orden der eifernen Krone III. Cl. tarfr liehen. 

Seine Majeſtat haben dem Vicepräſidenten ber goliziſchen Finguzdtrectlon 
Adolph Jorkaſch⸗Koch als Ritter des k bſterreichtſchen Leopold Ordens ben 
Mitlerſtaud verliehen, 

Seine Maſeſtat haben den dermaligen Leiter der Slotthalleret für Trlejt 
und Kuſtenlaud Hofrath Carl Fidler zum Sechtonachef im Miniſterſum für 
Cultus und Unterricht ernannt. 

Seine Mafeſtat habelt dem Generaldirector her pr galtziſchen Carl Lud. 
wigbahn, Neyiernngsrathe Dr. Johann Herz Ritter v. Roden an den Tilel 
und Gharatter eines Hofcathes, und dem Seerelar derselben Geſellſchafl dus de 
dens den Orden ber eijeunen Krone III. El. — beiben tarfrei — verliehen. 

Seine Moſeſtct haben dent Bawralhe Augut Krumholz in Klagenfurt 
anläßlich der Peufionirung besfelbeu bie A h. Zufriedenheit ausgeſprochen. 


glernugsrath Carl Vo} 


Erledigungen. 

Zwei Golarfantenftellen beim Rechnungedepurtement der Finanzlagdes⸗ 
dlüection in Being mit dem Taggelde von 1 fl. bis 1 fl. 30 kr, Dis 10. Mirz. 
(Anıtsbt, Ar. 53.) 

Serretäusfielle bei ber Bezirkahanptmaunſchafe in Paxenzo ober evantnell bel 
einer andern Beyfutahanpimennidhaft mit 600 fl. Gehalt ſährlich und tm Borrücungs. 
falte mit 700 fl. Jaßhresgehall, bid 10 März. (Amtabl. Nr. 33.) 

Mfirtentengtelte bei dem Tabak. und Steupelverſchleizmagazine in Goding 
mit 500 fl. Gehalt jährlich, bis 20. März. (Amtaht. Nr 56.) 

Guftosftelle an der f k. Unwerfitätcbibfintfet en Prag mit 1200 fl. Jahres. 
gehalt, bie 20. Münz. (Amtsbl. Nr. 86.) 

Stollhalkerei Concepfsabinnctenſtelle für Niederoſterreich mit 900 fl. eveut. 
init 500 fl. oder 400 fl. Jahresgehalt, bis 15. März. (Amtsbl. Pe 56.) 

Beyivfatierargtensftelle, proyfforiſch, mitt 600 fl. Jahresgeßalt, i Proz, Dis 
Ende März. (Amtobl Nr. 56) 


Im Selbitverlage des Verfaſſers ſind erſchienen und wer⸗ 


den gegen Einſendung des Betrages franco Linz zugeſendet: 
Dr. Carl u. Kißling; Bemerkungen zur Reform der Ver⸗ 
waltung. 25 kr. 
— —: Die Regulirung der beſtehenden Waſſerbezugsrechte. 
50 kr. 


Duck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck peranlworklich C. Piftori. 


